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RA Dr. Jonas Kahl, LL.M., Leipzig und RA Dr. Carlo Piltz, Berlin*

Wer hat Vorfahrt: Datenschutz oder Meinungs- und
Pressefreiheit?
Zu den Abweichungsbefugnissen der Mitgliedstaaten nach der DSGVO und
dem gesetzgeberischen Anpassungsbedarf im nationalen Recht

Am 25. 5. 2018 tritt die EU Datenschutz-Grundverordnung
in Kraft. Was viele bisher nicht wussten: Das neue Daten-
schutzrecht wird auch Auswirkungen auf die Presse- und
Meinungsfreiheit haben. Journalisten, aber insbesondere
Bloggern, B�rgerjournalisten, Pressesprechern und Foto-
grafen d�rfte es zuk�nftig deutlich schwerer fallen, ihre
Arbeit durch ein „çffentliches Interesse“ zu rechtfertigen,
wenn keine ausdr�ckliche Einwilligung der von ihrer Be-
richterstattung betroffenen Personen vorliegt. Die Landes-
gesetzgeber haben bereits Gesetzesentw�rfe zur Aufnahme
von Ausnahmen f�r den Bereich der Presse- und Mei-
nungsfreiheit erarbeitet. Doch reichen diese Vorstçße
nicht aus, um in diesen spezifischen Betroffenengruppen
und im nicht-çffentlichen Bereich f�r Rechtssicherheit zu
sorgen.

I. Einleitung

Die EU Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO)1 gilt ab
dem 25. 5. 2018. Bis zu diesem Zeitpunkt m�ssen Mit-
gliedstaaten ihr bestehendes nationales Datenschutzrecht
mit den Vorgaben der DSGVO in Einklang bringen. An-
dernfalls droht das Risiko der Europarechtswidrigkeit na-
tionaler Vorgaben.
Der Bundesgesetzgeber ist den erforderlichen Anpas-
sungsschritt – zumindest zum Teil – mit dem „neuen“
BDSG (BDSG n. F.)2 gegangen. Dieses gilt allerdings nicht
f�r die çffentlichen Stellen der L�nder. Diese m�ssen die
landesspezifischen Datenschutzgesetze beachten. Auch
diese werden derzeit an die DSGVO angepasst. Jedoch
liegt noch in keinem Bundesland ein finales Gesetz vor.
Nationale Anpassungen sind erforderlich, da der europ�i-
sche Gesetzgeber in der DSGVO in vielen Regelungsthe-
matiken den Mitgliedstaaten die Mçglichkeit erçffnet,
weiterhin, auch neben der DSGVO, nationales Daten-
schutzrecht bestehen zu lassen. Zum Teil werden die Mit-
gliedstaaten auch zur Schaffung nationaler Vorschriften
verpflichtet. Die sogenannten „�ffnungsklauseln“3 der
DSGVO stellen sich in verschiedenen Varianten dar. Sie
erlauben die Konkretisierung, die Erg�nzung und auch die
Modifikation der Vorgaben der DSGVO.
Mit Art. 85 DSGVO hat der europ�ische Gesetzgeber eine
�ffnungsklausel geschaffen, die weitreichende Spielr�ume
f�r nationale Regelungen zum Schutz der Meinungs- und
Informationsfreiheit erçffnet.4 Die �ffnungsklausel be-
zieht sich im europarechtlichen Kontext auf die Konflikt-

lage zwischen Art. 8 GRCh (Schutz personenbezogener
Daten) und Art. 11 GRCh (Freiheit der Meinungs�ußerung
und Informationsfreiheit).5

Art. 85 DSGVO beruht dem Grunde nach auf Art. 9 der
alten EU Datenschutz-Richtlinie (RL 95/46/EG, DS-RL).
Nach dieser Vorschrift konnten die Mitgliedstaaten f�r die
Verarbeitung personenbezogener Daten, „die allein zu
journalistischen, k�nstlerischen oder literarischen Zwe-
cken erfolgt“, Abweichungen und Ausnahmen von be-
stimmten Vorgaben der Richtlinie vorsehen.6

II. �ffnungsklausel des Art. 85 DSGVO

1. Welche �ffnung l�sst Art. 85 DSGVO zu?

In ErwG 153 DSGVO erl�utert der europ�ische Gesetz-
geber allgemein, wie er sich die konkrete Ausgestaltung
zwischen kollidierenden Grundrechten auf Datenschutz
einerseits und Meinungs- und Informationsfreiheit ande-
rerseits vorstellt. Demnach sollen im Recht der Mitglied-
staaten die Vorschriften �ber die freie Meinungs�ußerung
und Informationsfreiheit mit dem Recht auf Schutz der
personenbezogenen Daten gem�ß der DSGVO in Einklang
gebracht werden (ErwG 153 S. 1 DSGVO). F�r die Verar-
beitung personenbezogener Daten ausschließlich zu jour-
nalistischen Zwecken oder zu wissenschaftlichen, k�nst-
lerischen oder literarischen Zwecken sieht der europ�ische
Gesetzgeber vor, dass Abweichungen und Ausnahmen von
bestimmten Vorschriften der DSGVO gelten, wenn dies
erforderlich ist, um das Recht auf Schutz der personenbe-
zogenen Daten mit dem Recht auf Freiheit der Meinungs-
�ußerung und Informationsfreiheit in Einklang zu bringen
(ErwG 153 S. 2 DSGVO).

Deutlich wird hier bereits, dass der europ�ische Gesetz-
geber nicht „nur“ die Presse und/oder ihre Hilfsunterneh-
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* Mehr �ber die Autoren erfahren Sie auf S. VIII.
1 VO (EU) 2016/679 des Europ�ischen Parlaments und des Rates vom 27. 4.

2016 zum Schutz nat�rlicher Personen bei der Verarbeitung personenbe-
zogener Daten, zum freien Datenverkehr und zur Aufhebung der RL 95/
46/EG (Datenschutz-Grundverordnung). Alle zitierten Internetquellen
wurden zuletzt abgerufen am: 8. 4. 2018.

2 Gesetz zur Anpassung des Datenschutzrechts an die VO (EU) 2016/679
und zur Umsetzung der RL (EU) 2016/680 (Datenschutz-Anpassungs- und
-Umsetzungsgesetz EU – DSAnpUG-EU) vom 30. 6. 2017. Vgl. hierzu:
Piltz, BDSG: Praxiskommentar f�r die Wirtschaft, 2017.

3 Man mag auch von Spezifizierungsmçglichkeiten sprechen.
4 Pçtters, in: Gola, DSGVO, 2017, Art. 85 Rn. 1.
5 Stender-Vorwachs, BeckOK Datenschutzrecht, DSGVO, Art. 85 Rn. 1.
6 Pçtters, in: Gola (Fn. 4), Art. 85 Rn. 2.



men im Blick hat. Das Medienprivileg in Art. 85 DSGVO
ist weit zu verstehen. Es kennt keine Beschr�nkung auf
„Presse“, „Medien“ oder presse�hnliche Branchen. Eine
Feststellung, die in der weiteren Betrachtung des Spiel-
raums der nationalen Gesetzgeber von entscheidender Be-
deutung ist.

a) Art. 85 Abs. 1 DSGVO

Nach Art. 85 Abs. 1 DSGVO bringen die Mitgliedstaaten
durch Rechtsvorschriften das Recht auf den Schutz per-
sonenbezogener Daten gem�ß der DSGVO mit dem Recht
auf freie Meinungs�ußerung und Informationsfreiheit, ein-
schließlich der Verarbeitung zu journalistischen Zwecken
und zu wissenschaftlichen, k�nstlerischen oder literari-
schen Zwecken, in Einklang.

Art. 85 Abs. 1 DSGVO stellt damit eine allgemeine Rege-
lung und Aufgabenzuweisung an die Mitgliedstaaten dar.
Durch den Begriff der „Rechtsvorschriften“ macht der
europ�ische Gesetzgeber deutlich, dass hier konkrete ge-
setzliche Regelungen gefordert sind und etwa ein Verweis
auf einschl�gige nationale Rechtsprechung nicht ausrei-
chend w�re. Ein „Ineinklangbringen“ w�re zudem auch
etwa dann nicht gegeben, wenn der nationale Gesetzgeber
per se einem Grundrecht den Vorrang vor dem anderen
einr�umen w�rde.7

Dass die in Art. 85 Abs. 1 DSGVO benannten journalisti-
schen, wissenschaftlichen, k�nstlerischen oder literari-
schen Zwecke lediglich beispielhafter Natur sind, macht
der Wortlaut („einschließlich“) ebenfalls deutlich. Es han-
delt sich also nicht um einen Regelungsauftrag f�r die
Verarbeitung f�r bestimmte, festgelegte Zwecke – anders
als in Art. 85 Abs. 2 DSGVO.

Schließlich sei angemerkt, dass die Europ�ische Union im
Bereich der Meinungs-, Presse- und Informationsfreiheit
zwar keine umfassenden Kompetenzen besitzt, so dass die
Abw�gungsentscheidung letztlich von den Mitgliedstaaten
getroffen werden muss.8 Jedoch f�hren die Mitgliedstaa-
ten, wenn sie auf der Grundlage der DSGVO und im
Rahmen ihres Anwendungsbereiches nationale Vorschrif-
ten zur Abw�gung zwischen dem Datenschutz und der
Meinungsfreiheit schaffen, Unionsrecht gem�ß Art. 51
Abs. 1 GRCh durch und sind dabei an die Vorgaben des
Unionsrechts, insbesondere an die GRCh gebunden.9

b) Art. 85 Abs. 2 DSGVO

Spezieller als Abs. 1 erçffnet schließlich Art. 85 Abs. 2
DSGVO den Mitgliedstaaten die Privilegierung journalis-
tischer, k�nstlerischer und literarischer T�tigkeiten als
Bereiche der gesch�tzten Meinungs�ußerungsfreiheit und
Informationsfreiheit.10

Auch f�r Abs. 2 wird davon ausgegangen, dass es sich hier
um eine obligatorische �ffnungsklausel handelt, die Mit-
gliedstaaten also zwingend t�tig werden m�ssen.11 Hierf�r
spricht auch die Begr�ndung des Rates der Europ�ischen
Union zur DSGVO. Der Rat geht f�r Art. 85 DSGVO,
anders als etwa f�r den Besch�ftigtendatenschutz, ganz
allgemein davon aus, dass die Mitgliedstaaten „durch
Rechtsvorschriften“ das Recht auf den Schutz personen-
bezogener Daten mit dem Recht auf freie Meinungs�uße-
rung und Informationsfreiheit, in Einklang bringen m�s-
sen.12

Zum anderen ist Abs. 2 im Vergleich zu Abs. 1 in seinem
Anwendungsbereich spezieller und hinsichtlich seiner in-
haltlichen Vorgaben konkreter. Abs. 2 beschr�nkt die

Abweichungsmçglichkeit f�r die Mitgliedstaaten auf die
Kapitel II - VII sowie IX der DSGVO. Im Ergebnis sind
damit jedoch zu fast allen wesentlichen Vorschriften der
DSGVO Sonderwege zul�ssig.13 �brig bleibt als unmittel-
bar anwendbares Recht dann im Wesentlichen nur Kapi-
tel VIII mit seinen Regelungen zu Rechtsbehelfen, Haftung
und Sanktionen. Auch Presseunternehmen sind somit bei
Datenschutzverstçßen k�nftig dem Risiko von Sanktionen
(inklusive Schadensersatzanspr�chen nach Art. 82 DSGVO
und Bußgeldern nach Art. 83 DSGVO) ausgesetzt.14

Abweichend vom fr�heren Art. 9 DS-RL erstreckt Art. 85
Abs. 2 DSGVO die Ausnahmen nicht nur auf „journalisti-
sche“ Zwecke, sondern auch auf wissenschaftliche Zwe-
cke. Eine weitere wichtige Neuerung im Vergleich zu
Art. 9 DS-RL betrifft zudem die Zweckgebundenheit der
Ausnahmen. Die Datenverarbeitung muss nicht „allein“
oder „ausschließlich“ den in Abs. 2 erw�hnten privilegier-
ten Zwecken dienen. Es reicht auch die Datenverarbeitung
zu „gemischten Zwecken“ aus oder, dass der journalisti-
sche Antrieb nur eine untergeordnete Rolle spielt.

c) Zwischenergebnis

Im Ergebnis wird deutlich, dass sich nicht nur aus den
Erw�gungsgr�nden, sondern auch direkt aus dem Wortlaut
von Art. 85 Abs. 1 und 2 DSGVO ergibt, dass der europ�i-
sche Gesetzgeber nicht an eine Privilegierung nur der
„klassischen Presse“ gedacht hat, sondern von den Mit-
gliedstaaten erwartet, dass sie einen Ausgleich zwischen
den kollidierenden Rechten auf Datenschutz und Mei-
nungsfreiheit ermçglichen, sobald die Schutzbereiche die-
ser Grundrechte erçffnet sind. Die �ffnungsklausel des
Art. 85 DSGVO ermçglicht es den Mitgliedstaaten daher,
auch Datenverarbeitungen zu privilegieren, die man ge-
meinhin nicht unter den sogenannten „formellen Presse-
begriff “ subsumieren w�rde.

III. Verh�ltnis von Meinungsfreiheit und Daten-
schutz nach alter Rechtslage

Bevor sich die Betrachtung der Frage n�hert, was die
nationalen Gesetzgeber bislang getan haben und noch tun
sollten, um den Anforderungen des Art. 85 DSGVO ge-
recht zu werden, sei noch einmal ein Blick zur�ckgewor-
fen, auf die bisherigen Regelungen, die das Zusammen-
spiel von Meinungs- und Pressefreiheit auf der einen Seite
und Datenschutz auf der anderen Seite regelten.

1. Bisher galt das „Medienprivileg“ des § 41 BDSG

Im bisherigen deutschen Recht enthielt § 41 Abs. 1 BDSG
einen Regelungsauftrag an die Landesgesetzgeber (sog.
„Presseprivileg“ oder „Medienprivileg“15). Die den L�n-
dern auferlegte Regelungspflicht beschr�nkte sich auf ei-
nen zwingenden Datenschutz-Mindeststandard und trug
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7 Stender-Vorwachs (Fn. 5), Art. 85 Rn. 2; Pçtters, in: Gola (Fn. 4) Art. 85
Rn. 5.

8 Schiedermaier, in: Ehmann/Selmayr, DSGVO, 2017, Art. 85 Rn. 8.
9 Schiedermaier, in: Ehmann/Selmayr (Fn. 8), Art. 85 Rn. 8.

10 Stender-Vorwachs (Fn. 5), Art. 85 Rn. 3.
11 Stender-Vorwachs (Fn. 5), Art. 85 Rn. 21.
12 Entwurf der Begr�ndung des Rates, Ratsdokument 5419/1/16, Ziff. 10.1;

hinsichtlich Art. 88 DSGVO geht der Rat davon aus, dass die Mitglied-
staaten durch Rechtsvorschriften spezifischere Vorschriften vorsehen
„kçnnen“. Diese Mçglichkeit wird in der Begr�ndung f�r Art. 85 DSGVO
gerade nicht erçffnet.

13 Pçtters, in: Gola (Fn. 4), Art. 85 Rn. 15.
14 Pçtters, in: Gola (Fn. 4), Art. 85 Rn. 15.
15 So etwa der BGH, 23. 6. 2009 – VI ZR 196/08, K&R 2009, 565 ff.



Art. 9 DS-RL Rechnung, indem die Regelung �ber die
Haftung und �ber Verhaltensregelungen zur Fçrderung
des Datenschutzes, von denen Art. 9 DS-RL die Medien
nicht ausnahm, ebenfalls zur Anwendung kommen soll-
ten.16

§ 41 Abs. 1 BDSG sah f�r den Datenschutz bei der Presse
keine eigene bundesrechtliche Vollregelung vor, sondern
nur eine durch die L�nder ausf�llungsbed�rftige Rahmen-
vorschrift.17 Im R�ckschluss folgte aus der Regelung des
§ 41 Abs. 1 BDSG, dass das BDSG f�r die allgemeinen
Rechtsverh�ltnisse der Presse keine Anwendung finden
konnte, weil insoweit dem Bund die �ber die Rahmenkom-
petenz hinausgehende Regelungskompetenz fehlte.18 Die
weit �berwiegende Anzahl der Bundesl�nder begn�gte
sich in ihren Landespressegesetzen in der Vergangenheit
jedoch dennoch damit, pauschal auf § 41 Abs. 1 BDSG zu
verweisen.19

Der Anwendungsbereich der Ausnahmeregelung des § 41
Abs. 1 BDSG war, den Vorgaben des Art. 9 DS-RL entspre-
chend, eng gefasst. Aus dem Schutzbereich des BDSG
wurden nur solche Daten ausgenommen, die „ausschließ-
lich“ zu eigenen journalistisch-redaktionellen oder literari-
schen Zwecken verarbeitet werden. Zudem wurde auch
�berwiegend die Auffassung vertreten, dass das Medienpri-
vileg orientiert am „formellen Pressebegriff “ zun�chst le-
diglich alle Hersteller von Druckwerken umfassen sollte.20

Gleichwohl wurde immer wieder betont, dass § 41 BDSG
generell f�r die Presse im verfassungsrechtlichen Sinne21

und damit auch f�r neuere Formen der Presse, wie elektro-
nische Presse oder das journalistisch aufbereitete „lesbare
Wort“22 generell Geltung beanspruchte. Im �brigen war
auch Art. 9 DS-RL bereits umfassender formuliert als § 41
BDSG. Die in Art. 9 DS-RL vorgesehenen Befreiungen und
Ausnahmen galten nicht nur f�r Medienunternehmen, son-
dern f�r jedermann, der journalistisch t�tig war.23

In einer rein automatisierten Auflistung von redaktionellen
Beitr�gen sah der BGH im Jahr 2009 hingegen keine
eigenst�ndige journalistisch-redaktionelle Gestaltung und
wollte eine solche reine �bermittlung von erhobenen Da-
ten an Nutzer nicht unter den besonderen Schutz der Presse
stellen.24 Ein solch enges Begriffsverst�ndnis sieht Art. 85
DSGVO nun nicht mehr vor, er lçst sich in seinen Begriff-
lichkeiten vollst�ndig von Kategorien wie „Presse“ und
beansprucht eine Anwendung vielmehr grundrechtsbezo-
gen.

2. Kunsturhebergesetz

Als personenbezogene Daten sind gem�ß Art. 4 Nr. 1
DSGVO s�mtliche Daten anzusehen, die sich auf eine
identifizierte oder identifizierbare nat�rliche Person bezie-
hen. Das bedeutet, dass auch jedes Foto, auf dem eine
Person abgebildet wird, personenbezogene Daten �ber
diese Person enth�lt und folglich dem im Datenschutzrecht
geltenden grunds�tzlichen Verbot mit Erlaubnisvorbehalt
unterliegt. F�r eine Nutzung des Fotos (etwa Speicherung
oder Verçffentlichung) bedarf es dann eines Erlaubnistat-
bestandes nach Art. 6 Abs. 1 DSGVO, wie z. B. die Ein-
willigung der abgebildeten Person.

Dieser Grundsatz ist an sich nicht neu. Er ist Ausdruck des
Allgemeinen Persçnlichkeitsrechts („Recht am eigenen
Bild“) und ist spezialgesetzlich in § 22 S. 1 KUG normiert,
wo es heißt: „Bildnisse d�rfen nur mit Einwilligung des
Abgebildeten verbreitet und çffentlich zur Schau gestellt
werden“.

Allerdings sieht § 23 Abs. 1 KUG bislang eine Reihe von
Ausnahmen vor, bei deren Vorlage auf das Erfordernis
einer Einwilligung des Abgebildeten verzichtet werden
kann. Dies ist beispielsweise dann der Fall, wenn es sich
um Bildnisse aus dem Bereich der Zeitgeschichte oder
Fotos von Versammlungen oder Aufz�gen handelt. Zu-
grunde liegen diesen Ausnahmen von der Rechtsprechung
vielfach best�tigte Abw�gungen der Interessen der Betei-
ligten in derartigen Einzelfallkonstellationen. Unter IV. c.
wird noch darauf einzugehen sein, inwieweit diese Aus-
nahmen mit Inkrafttreten der DSGVO so noch fortbestehen
kçnnen oder ob auch hier gesetzgeberische Anpassungen
erforderlich sind.

3. �ußerungen �ber personenbezogene Daten:
Interessenabw�gung im Einzelfall

Ob in Zeitungsartikeln, Blogbeitr�gen oder Facebook-
Posts, in jedem von einem Autor formulierten Textbeitrag
kçnnen personenbezogene Daten eines Dritten enthalten
sein. Sei es auch nur sein Name oder Aufenthaltsort. Ein
Umstand, der bei der Aus�bung der Meinungs- und Pres-
sefreiheit bislang ebenso selbstverst�ndlich wie zugleich
wichtig ist. Im Rahmen von journalistischen Recherchen
gilt dies gleichermaßen nat�rlich auch f�r s�mtliche im
Rahmen der Recherche gesammelten personenbezogenen
Daten, welche es nie in einen Artikel schafften, aber den-
noch erhoben, gespeichert und verarbeitet wurden.

Wollte man auf Basis der bisherigen Rechtslage beurteilen,
ob eine çffentliche �ußerung, welche personenbezogene
Daten enth�lt, die Rechte der Person verletzt, deren Daten
erw�hnt wurden, zul�ssig oder unzul�ssig ist, geschah dies
letztlich auf Basis einer Abw�gung der Grundrechtsposi-
tionen der Beteiligten: Dem Allgemeinen Persçnlichkeits-
recht des Betroffenen in der Auspr�gung seines Rechts auf
informationelle Selbstbestimmung stand die Meinungs-
freiheit oder gar die Pressefreiheit des sich �ußernden
gegen�ber. Soweit Gr�nde daf�r sprachen, dass an der
Verbreitung der �ußerung samt personenbezogener Daten
ein �berwiegendes çffentliches Interesse bestand, hatte das
Persçnlichkeitsrecht des Betroffenen hinter dieses Infor-
mationsinteresse zur�ckzutreten und dieser musste die
Verçffentlichung dulden.

IV. Umsetzung des Art. 85 DSGVO
in nationales Recht

1. Das BDSG n. F. – Keine Regelungen zur Presse und
zur Meinungsfreiheit

Anders als § 41 BDSG sieht das BDSG n. F. keinerlei
„Presseprivileg“ vor. Der Bundesgesetzgeber begr�ndet
seine Entscheidung damit, dass f�r das Pressewesen nun-
mehr ausschließlich die L�nder zust�ndig seien.25 Aus
kompetenzrechtlichen Gr�nden kçnne § 41 Abs. 1 BDSG
daher nicht beibehalten werden.
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16 Gola/Klug/Kçrffer, in: Gola/Schomerus, BDSG, 12. Aufl. 2015, § 41
Rn. 2.

17 Dix, in: Simitis, BDSG, 8. Aufl. 2014, § 41 Rn. 20.
18 BGH, 23. 6. 2009 – VI ZR 196/08, K&R 2009, 565 ff., Rn. 23.
19 Dix, in: Simitis (Fn. 17), § 41 Rn. 20 mit Verweisen auf entsprechende

Regelungen in Landespressegesetzen.
20 Gola/Klug/Kçrffer, in: Gola/Schomerus (Fn. 16), § 41 Rn. 7.
21 BGH, 23. 6. 2009 – VI ZR 196/08, K&R 2009, 565 ff., Rn. 23.
22 Kahl, Elektronische Presse und B�rgerjournalismus – Presserechtliche

Rechte und Pflichten von Wortmedien im Internet, 2013, S. 169 ff.
23 EuGH, 16. 12. 2008 – C-73/07, K&R 2009, 102 ff., Rn. 58.
24 BGH, 23. 6. 2009 – VI ZR 196/08, K&R 2009, 565 ff., Rn. 24.
25 BT-Drs. 18/11325, S. 79.



Jedoch �bersieht der Bundesgesetzgeber, dass Art. 85
DSGVO gerade nicht nur ein Privileg f�r die institu-
tionalisierte und rein journalistisch-redaktionell t�tige
Presse vorsieht. Art. 85 DSGVO verlangt von Deutsch-
land, dass die Grundrechte der Meinungsfreiheit einer-
seits und des Allgemeinen Persçnlichkeitsrechts bzw.
Datenschutzes andererseits immer in Einklang zu brin-
gen sind – unabh�ngig davon, ob man einen der daran
beteiligten Akteure gemeinhin als „Presse“ bezeichnen
w�rde.

2. Der Umgang mit „pressenahen“ T�tigkeiten

Praktisch relevant ist diese Frage beispielsweise f�r jede
Form der Datenverarbeitung durch sogenannte „presse-
nahe“ T�tigkeiten von Pressesprechern, Unternehmens-
kommunikatoren, Fotografen, Verbandst�tigkeiten etc.,
deren Aufgaben im weiteren Sinne zwar auch dem Me-
dienbereich zugeordnet werden kçnnen, aber nicht ohne
Zweifel dem Schutz der Pressefreiheit unterstehen.26 Zu-
mindest dann nicht, wenn man einen engen und formalen
Pressebegriff zugrunde legen w�rde. F�r diese Betroffe-
nengruppen ergeben sich mit dem Inkrafttreten der
DSGVO daher erhebliche Rechtsunsicherheiten, welche
nur der Bundesgesetzgeber beseitigen kann – wenn man
den Betroffenen nicht den Schutz der Pressefreiheit zuge-
stehen mçchte.

Dies gilt umso mehr, weil die DSGVO selbst keine
Privilegierung von Einzelpersonen, kleinen Unterneh-
men, Verb�nden, Parteien oder in der �ffentlichkeitsar-
beit t�tigen Einheiten kennt. Nur wenn personenbezogene
Daten durch nat�rliche Personen zur Aus�bung aus-
schließlich persçnlicher oder famili�rer T�tigkeiten ver-
arbeitet werden, w�rde die DSGVO nach Art. 2 Abs. 2
lit. c DSGVO keine Anwendung finden. Diese Ausnahme
ist allerdings strikt und sehr eng zweckgebunden formu-
liert. Die zu privilegierende Verarbeitung muss „aus-
schließlich“ zur Aus�bung persçnlicher oder famili�rer
T�tigkeiten dienen. Dies wird f�r Berufsfotografen, Ver-
b�nde, Parteien oder auch Pressestellen in Unternehmen
nicht gelten.

Die DSGVO wird daher dem Grunde nach ganz allgemein
auch von Pressestellen, Bloggern, Verb�nden, kleinen Un-
ternehmen und Parteien zu beachten sein. Insbesondere
wichtige Vorgaben wie die in Art. 5 Abs. 1 DSGVO de-
finierten Datenschutzgrunds�tze sind hierbei zu erw�hnen.
Diese Grunds�tze sind nicht nur einzuhalten; ihre Einhal-
tung muss nach Art. 5 Abs. 2 DSGVO auch stets nachge-
wiesen werden kçnnen (Rechenschaftspflicht). Daneben
d�rften sich f�r datenverarbeitende Stellen vor allem auch
die Einhaltung der Betroffenenrechte, inklusive der um-
fassenden Informationspflichten oder auch des Auskunfts-
rechts als Herausforderung darstellen.

Sollte der Bundesgesetzgeber mithin keine Privilegierun-
gen auf der Grundlage des Art. 85 DSGVO f�r diese
Einheiten bei dem Umgang mit personenbezogenen Da-
ten vorsehen, w�rden die in Art. 85 Abs. 2 DSGVO ge-
nannten Kapitel der DSGVO ohne Einschr�nkung gelten.
Da die DSGVO als europ�ische Verordnung direkt und
unmittelbar in jedem Mitgliedstaat gilt, kann von ihren
Vorgaben nur in den durch sie erçffneten Regelungsbe-
reichen abgewichen werden. Treffen in der Praxis natio-
nale und europ�ische Regelungen aufeinander, gilt zu-
dem ein Anwendungsvorrang des europ�ischen vor na-
tionalem Recht.27

3. Erforderlichkeit von Anpassungen des KUG

Fraglich ist auch, ob die DSGVO es erforderlich macht,
Anpassungen in den oben skizzierten Regelungen der
§§ 23, 23 KUG vorzunehmen.

Hiergegen ließe sich zuvorderst anf�hren, dass es sich bei
den Regelungen zum Schutz des Rechts am eigenen Bild
im KUG bereits um eine in Gesetzesform gegossene
Niederlegung der von den Gerichten jahrzehntelang in
st�ndiger Rechtsprechung entwickelten Systematik der
Abw�gung zwischen dem Allgemeinen Persçnlichkeits-
recht des Abgebildeten (Recht am eigenen Bild) und dem
çffentlichen Informationsinteresse andererseits handelt.
Dies spr�che daf�r, dass die von Art. 85 DSGVO gefor-
derte Ineinklangbringung der betroffenen Grundrechte hier
bereits seit langem geltende Rechtslage ist. Ber�cksichtigt
man allerdings, dass Art. 6 Abs. 1 DSGVO generell und
Art. 6 Abs. 1 lit. a i.V. m. Art. 7 DSGVO die Einwilligung
des Betroffenen in die Datenverarbeitung speziell zu
einem Grundsatz macht, ist es fraglich, ob der in § 23
KUG normierte Ausnahmekatalog f�r die Verwendung
von Fotografien ohne die Einwilligung des Betroffenen
im Lichte der DSGVO so tats�chlich Bestand haben kann
oder ob Interessenabw�gungen nunmehr zu anderen Er-
gebnissen und damit auch zu Anpassungen des KUG f�h-
ren m�ssten.

Ein Anpassungserfordernis des KUG d�rfte sich wohl
jedenfalls daraus ergeben auch dann deutlich, dass bereits
das Anfertigen einer Fotografie eine Datenverarbeitung
darstellt und insofern gar nicht mehr allein auf die Verçf-
fentlichung des Fotos abgestellt werden kann, wie dies
aber bisher noch im KUG angelegt ist.

4. Anpassungen im Rundfunkstaatsvertrag und
in den Landespressegesetzen

Im Bereich der Presse und des Rundfunks wurden Anpas-
sungen aufgrund von Art. 85 DSGVO zum einen im Staats-
vertrag f�r Rundfunk und Telemedien (RStV) und zum
anderen in den Presse- bzw. Mediengesetzen der L�nder
erforderlich. Einige der L�nder haben sich in den von
ihnen in den Landespressegesetzen verwendeten Formu-
lierungen am Wortlaut der entsprechenden Regelungen
angelehnt. Neben den neuen Vorschriften im RStV soll
daher nachfolgend exemplarisch auf das Landespressege-
setz NRW und das Hessische Pressegesetz eingegangen
werden.

a) Staatsvertrag f�r Rundfunk und Telemedien

In der neuen Fassung des RStV28 sind die wesentlichen
durch Art. 85 DSGVO erforderlichen �nderungen in den
§ 9 c („Medienprivileg f�r Rundfunkanstalten“) und § 57
RStV („Medienprivileg f�r Telemedienanbieter“) enthal-
ten. Beide Vorschriften sind nahezu wortgleich. Neben
einer Verpflichtung der beteiligten Personen auf das „Da-
tengeheimnis“, regeln sie im Wesentlichen, dass f�r die
Datenverarbeitung zu journalistischen Zwecken außer den
Kapiteln I, VIII, X und XI der DSGVO nur die Art. 5 Abs. 1
lit. f DSGVO i.V. m. Abs. 2, Art. 24 und Art. 32 DSGVO
Anwendung finden sollen.
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26 Siehe dazu auch: Moenikes, Datenschutz-Grundverordnung: Das Ende der
modernen Presse- und �ffentlichkeitsarbeit (wie wir sie kennen), Teleme-
dicus v. 14. 2. 2018, http://tlmd.in/a/3265

27 Grundlegend hierzu: EuGH, 15. 7. 1964 – C-6/64 – Costa/E.N.E.L.; vgl.
auch Terhechte, JuS 2008, 403.

28 Tritt am 25. 5. 2018, ge�ndert durch den 21. Rundfunkstaatsvertrag, in
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Das Kapitel VIII der DSGVO soll gem�ß § 57 Abs. 1 S. 4
RStV n. F. keine Anwendung finden, soweit Unternehmen,
Hilfs- und Beteiligungsunternehmen der Presse der Selbst-
regulierung durch den Pressekodex und der Beschwerde-
ordnung des Deutschen Presserates unterliegen, eine Mçg-
lichkeit die bislang auch schon in § 59 RStV a. F. vorgese-
hen war. Zudem sind dar�ber hinaus noch Regelungen zum
Inhalt des Auskunftsanspruchs und dem Umgang mit Ge-
gendarstellungen vorgesehen.

b) Aufsicht auch f�r gedruckte Presse

Mit den �nderungen in den Landespressegesetzen geht in
den meisten L�ndern einher, dass nunmehr auch die ge-
druckte Presse entweder einer Aufsicht durch die Landes-
datenschutzbehçrden unterstellt wird oder aber die Presse
die Mçglichkeit hat, sich dem Pressekodex und der Be-
schwerdeordnung des Presserates zu unterwerfen, dies
stand bislang nur Telemedien offen (§ 59 RStV a. F.). Dies
f�hrt zwar einerseits zu einer Angleichung der Rechtslage
bzw. Aufsichtssituation zwischen journalistisch-redaktio-
nellen Telemedien und gedruckter Presse, andererseits
geht damit aber eben auch die Einf�hrung einer (unter
Umst�nden behçrdlichen) Aufsicht f�r gedruckte Presse
einher, welche in Anbetracht der Pressefreiheit durchaus
kritisch zu betrachten ist.29

c) Landespressegesetz Nordrhein-Westfalen

Exemplarisch sei in diesem Zusammenhang auf die Rege-
lung im Landespressegesetz Nordrhein-Westfalen verwie-
sen. Der dort derzeit diskutierte Entwurf 30 des neuen § 12
LPresseG NRW sieht – nahezu identisch zur Regelung im
RStV – vor, dass die in der Presse T�tigen auf das Daten-
geheimnis verpflichtet sind. In der sich anschließenden
Aufz�hlung der anzuwendenden Kapitel der DSGVO wird
auch hier klargestellt, dass außer den Kapiteln I, X und XI
nur die in Art. 5 Abs. 1 lit. f DSGVO i.V. m. Abs. 2, Art. 24
und Art. 32 DSGVO Anwendung finden sollen. Kapi-
tel VIII der DSGVO soll zus�tzlich gelten, soweit Unter-
nehmen, Hilfs- und Beteiligungsunternehmen der Presse
nicht der freiwilligen Selbstregulierung durch den Presse-
kodex, den Grunds�tzen zum Redaktionsdatenschutz so-
wie der Beschwerdeordnung des Deutschen Presserats un-
terliegen.

d) Hessisches Pressegesetz

Einen anderen Weg geht hingegen das Land Hessen, wel-
ches im Entwurf zum neu gefassten § 10 des Hessischen
Pressegesetzes31 zwar zun�chst �hnlich wie die anderen
L�nder und wie im RStV auch, die in der Presse T�tigen
auf das Datengeheimnis verpflichtet. In der sich anschlie-
ßenden Aufz�hlung der anzuwendenden Kapitel der
DSGVO aber das Kapitel VIII der DSGVO gerade nicht
erw�hnt. Somit sieht der Entwurf des Hessischen Pressege-
setz weder eine Aufsicht durch die Landesdatenschutzbe-
hçrde vor, noch wird auf die Mçglichkeit der Unterwerfung
unter den Pressekodex verwiesen, um dieser Aufsicht zu
entgehen. Es ist also �berhaupt und bedingungslos keine
Datenschutzaufsicht f�r die gedruckte Presse vorgesehen.32

Insofern wird deutlich, dass sich die Rechtslage k�nftig
von Land zu Land unterscheiden kann, nicht �berall in
gleichem Maße eine behçrdliche Aufsicht �ber die ge-
druckte Presse vorgesehen ist und Redaktionen in Deutsch-
land abh�ngig vom Land ihres Sitzes mit sich unterschei-
denden Pflichten konfrontiert sein kçnnen.

5. Selbstregulierung des Presserates: Benachteiligung
von Bloggern und B�rgerjournalisten?

Die sowohl im Rundfunkstaatsvertrag als auch in den
meisten Landespressegesetzen angelegte Regelung, dass
das Kapitel VIII der DSGVO auf Presseschaffende dann
keine Anwendung finden soll, soweit sich diese der Selbst-
regulierung durch den Pressekodex und der Beschwerde-
ordnung des Deutschen Presserates unterwerfen, ist ins-
besondere aus Sicht von Bloggern und B�rgerjournalisten,
die nicht institutionalisiert pressem�ßig t�tig sind oder gar
nur beil�ufig und hobbym�ßig publizieren, kritikw�rdig.

Die Unterwerfung unter die Regularien des Deutschen
Presserates ermçglicht es Presseschaffenden zwar, sich
der Aufsicht der Landesdatenschutzbeauftragten zu ent-
ziehen, welche bei einer Anwendung von Kapitel VIII der
DSGVO ansonsten zust�ndig w�ren. Insbesondere im Hin-
blick auf drohende Sanktionen bei Datenschutzverstçßen
kann dies erhebliche Vorteile mit sich bringen („R�ge statt
Bußgeld“). Zudem ist es begr�ßenswert, die Presse auch
im Bereich des Datenschutzes weiterhin dem bew�hrten
System der regulierten Selbstregulierung zu �berlassen,
anstatt einer staatlichen Aufsicht durch die Datenschutz-
behçrden unterstellt zu werden. Diese Form der Aufsicht
tr�gt am ehesten der Pressefreiheit aus Art. 5 Abs. 1 S. 2
GG Rechnung.

Gleichwohl steht der Weg, sich der regulierten Selbstre-
gulierung zu unterwerfen, nicht jedem journalistischen
Angebot gleichermaßen offen. Denn die Satzung des Deut-
schen Presserates sieht in § 10 Abs. 1 vor, dass sich ledig-
lich Presseunternehmen, die periodische Druckwerke he-
rausgeben und/oder Telemedien mit journalistisch-redak-
tionellen Inhalten betreiben, zum Pressekodex bekennen
kçnnen.33 Diese Begrenzung auf Anbieter von periodi-
schen Druckwerken bzw. Telemedien mit journalistisch-
redaktionellem Inhalt, schließt aber solche Blogger und
B�rgerjournalisten von der Befreiung von Kapitel VIII der
DSGVO aus, deren Angebot nicht als „journalistisch-re-
daktionell“ eingeordnet werden kann, etwa weil keine
entsprechende redaktionelle Infrastruktur dahinter steht
oder etwa nicht regelm�ßig oder gar nur sporadisch „ge-
bloggt“ wird. Die damit einhergehende Unsicherheit, ob es
dem Einzelnen mçglich ist, sich mit seiner publizistischen
T�tigkeit im Internet zum Pressekodex zu bekennen und
dadurch einer Aufsicht durch die Landesdatenschutzbe-
hçrde zu entgehen, birgt das Risiko in sich, dass gerade die
kleinsten journalistischen Angebote der strengsten Regu-
lierung durch die DSGVO unterworfen w�ren.

In Anbetracht der Regelungen im RStV und einigen Lan-
despressegesetzen ließe sich eine solch restriktive Regu-
lierung „der Kleinsten“ wohl nur dann vermeiden, wenn
man die Voraussetzungen des Deutschen Presserates, sich
dem Pressekodex verpflichten zu kçnnen, mçglichst weit
interpretiert und Jedermann ermçglicht, der im weitesten
Sinne journalistisch t�tig ist. Denn da die DSGVO gem�ß
Art. 2 Abs. 2 lit. c DSGVO von ihrer Geltung nur rein
persçnliche oder famili�re T�tigkeiten ausnimmt, besteht
ansonsten die Gefahr, dass sich eine Art „Grauzone“ f�r
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29 Siehe dazu: Cornils, Stellungnahme vom 6. 3. 2018 zur Anhçrung zum
Gesetz zur Zustimmung zum 21. Staatsvertrag zur �nderung rundfunk-
rechtlicher Staatsvertr�ge und zur �nderung weiterer Gesetze, S. 12 f.

30 LT-Drs. 17/1565.
31 LT-Drs. 19/5728, S. 76.
32 Gleiches gilt f�r Sachsen-Anhalt. Siehe dazu: § 10 a des Pressegesetzes

des Landes Sachsen-Anhalt vom 5. 10. 2017.
33 Satzung f�r den Tr�gerverein des Deutschen Presserats e. V. in der Fassung

vom 16. 9. 2015.



çffentliche Meinungs�ußerungen und B�rgerjournalismus
ergibt, die weder dem persçnlichen oder famili�ren Be-
reich, noch dem journalistisch-redaktionellen Bereich im
herkçmmlichen Sinne zugeordnet werden kann und in
welcher sich �ußernde Gefahr laufen, nicht von den f�r
die institutionalisierte Presse geschaffenen Ausnahmen
von den DSGVO-Pflichten profitieren zu kçnnen.

6. Anpassungen in den Landesdatenschutzgesetzen

Schließlich sollen nachfolgend beispielhaft Regelungen
anhand von zwei Entw�rfen zu neuen Landesdatenschutz-
gesetzen betrachtet werden, die sich dem Thema der Pri-
vilegierung der Presse und auch dar�ber hinausgehender
T�tigkeiten widmen.

a) Brandenburg

In § 28 des Entwurfs eines Gesetzes zum Schutz personen-
bezogener Daten im Land Brandenburg (Brandenburgi-
sches Datenschutzgesetz – BbgDSG)34 widmet sich der
Landesgesetzgeber ausdr�cklich der Verarbeitung perso-
nenbezogener Daten zu Zwecken der freien Meinungs�u-
ßerung. Nach § 28 Abs. 1 des Entwurfs gelten, soweit
personenbezogene Daten in Aus�bung des Rechts auf freie
Meinungs�ußerung und Informationsfreiheit zu journalis-
tischen, k�nstlerischen oder literarischen Zwecken verar-
beitet werden, von den Kapiteln II bis VII sowie IX der
DSGVO nur Art. 5 Abs. 1 lit. f DSGVO sowie die Art. 24,
32 und 33 DSGVO. Art. 82 DSGVO gilt mit der Maßgabe,
dass nur f�r Sch�den gehaftet wird, die durch unzureichen-
de technische oder organisatorische Maßnahmen im Sinne
des Art. 5 Abs. 1 lit. f DSGVO eintreten.

Mit § 28 mçchte der Landesgesetzgeber zum Ausdruck
bringen, dass die Abweichungsbefugnis des Art. 85
DSGVO f�r s�mtliche Bereiche des Rechts auf freie Mei-
nungs�ußerung und Informationszugang zum Tragen kom-
men soll.35 Zu begr�ßen ist, dass der Landesgesetzgeber in
§ 28 des Entwurfs die Ausnahmen von der DSGVO gerade
nicht auf die klassische Presse beschr�nkt und damit der
grunds�tzlich umfassenden Abweichungsbefugnis der
DSGVO folgt. Die Verortung dieser grunds�tzlichen Ent-
scheidung im Entwurf f�r das Landesdatenschutzgesetz
dient dem Zweck, auch diejenigen Meinungs�ußerungen
abzudecken, die keinem der Anwendungsbereiche des
Medien-Fachrechts (RBB-Staatsvertrag, Medienstaatsver-
trag, Brandenburgisches Pressegesetz) zugeordnet werden
kçnnen.36

Kritikw�rdig ist hieran eine kompetenzrechtliche Frage:
Nach § 28 Abs. 3 gelten die Abs�tze 1 und 2 auch f�r
nicht-çffentliche Stellen. Der Landesgesetzgeber erstreckt
hier den Anwendungsbereich einer landesgesetzlichen Da-
tenschutzvorschrift folglich auch auf den privaten Bereich
und auf nicht-çffentliche Stellen.

Die Gesetzgebungskompetenz des Landes eng auf den
çffentlichen Bereich auslegend,37 kçnnten von den Aus-
nahmevorschriften des § 28 Abs. 1 und 2 des Entwurfs,
dem Anwendungsbereich nach § 2 des Entwurfs entspre-
chend, nur çffentliche Stellen des Landes umfasst sein.
Also etwa dort t�tige Pressestellen. Hintergrund der �ff-
nung des § 28 f�r nicht-çffentliche Stellen ist nach der
Gesetzesbegr�ndung, dass dem Ziel der Norm, eine alle
Bereiche des Rechts der freien Meinungs�ußerung und des
Informationszugangs umfassende Regelung zur Umset-
zung des Regelungsauftrags von Art. 85 DSGVO zu schaf-
fen, gen�ge getan werden soll.38 Rechtspolitisch ist dieser

Vorstoß zwar per se richtig und zu begr�ßen, aber wie auch
schon oben unter IV. 2. angesprochen, zeigt sich daran
einmal mehr, dass offenbar Unklarheiten dar�ber bestehen,
wem die Regelungskompetenzen f�r datenverarbeitende
„pressenahe“ T�tigkeiten zuf�llt. Dies bringt erhebliche
Risiken f�r die Betroffenen mit sich, die aus einer poten-
tiellen Kompetenz�berschreitung des Landesgesetzgebers
und zeitgleich einem Unt�tigbleiben des Bundesgesetzge-
bers resultieren.

b) Mecklenburg-Vorpommern

Auch der Landesgesetzgeber in Mecklenburg-Vorpom-
mern hat einen Entwurf f�r ein „Datenschutzgesetz f�r
das Land Mecklenburg-Vorpommern (Landesdatenschutz-
gesetz – DSG M-V)“39 vorgelegt, um das bestehende
Landesdatenschutzgesetz an die DSGVO anzupassen.

Nach § 2 Abs. 1 des Entwurfs gilt das Gesetz f�r Behçrden,
çffentlich-rechtliche Einrichtungen und Stellen des Lan-
des, der Gemeinden, der �mter, der Landkreise sowie f�r
sonstige der Aufsicht des Landes unterstehende juristische
Personen des çffentlichen Rechts (çffentliche Stellen),
wenn sie personenbezogene Daten verarbeiten. �hnlich
wie in dem Entwurf aus Brandenburg, sieht der Landes-
gesetzgeber in Mecklenburg-Vorpommern im allgemeinen
Landesdatenschutzgesetz eine neue Regelung zur Verar-
beitung personenbezogener Daten zu Zwecken der freien
Meinungs�ußerung und der Informationsfreiheit vor. § 12
Abs. 1 des Entwurfs bestimmt, dass, soweit personenbezo-
gene Daten in Aus�bung des Rechts auf freie Meinungs-
�ußerung und Informationsfreiheit zu journalistischen,
k�nstlerischen oder literarischen Zwecken verarbeitet wer-
den, von den Kapiteln II bis VII sowie IX der DSGVO nur
Art. 5 Abs. 1 lit. f DSGVO und die Art. 24, 32 und 33
DSGVO sowie § 83 BDSG n. F. gelten. Art. 82 DSGVO
und § 83 BDSG n. F. gelten mit der Maßgabe, dass nur f�r
Sch�den gehaftet wird, die durch eine Verletzung des
Datengeheimnisses oder durch unzureichende technische
oder organisatorische Maßnahmen nach Art. 5 Abs. 1 lit. f
DSGVO und Art. 24 DSGVO eintreten.

Mit § 12 des Entwurfs mçchte der Landesgesetzgeber zum
Ausdruck bringen, dass die Abweichungsbefugnis aus
Art. 85 DSGVO f�r s�mtliche Bereiche des Rechts auf
freie Meinungs�ußerung und Informationszugang zum
Tragen kommen soll.40 Die Verortung dieser grunds�tz-
lichen Entscheidung im Landesdatenschutzgesetz dient
dem Zweck, auch diejenigen Meinungs�ußerungen abzu-
decken, die keinem der Anwendungsbereiche des Medien-
fachrechts zugeordnet werden kçnnen.41 Wie der Gesetz-
geber in Brandenburg geht also auch hier der Gesetzgeber
in Mecklenburg-Vorpommern richtigerweise den Weg ei-
ner umfassenden Ausnahmeregelung, die sich nicht allein
auf Unternehmen oder Hilfsunternehmen der Presse be-
schr�nkt. § 12 des Entwurfs w�rde, im Anwendungsbe-
reich des Landesdatenschutzgesetzes, ganz generell f�r
alle betroffenen datenverarbeitenden çffentlichen Stellen,
also etwa auch Pressestellen in Behçrden, gelten. Anders
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34 LT-Drs. 6/7365.
35 LT-Drs. 6/7365, S. 26.
36 LT-Drs. 6/7365, S. 26.
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Bundes anerkannt, teilweise aus der Kompetenz zur Regelung des B�r-
gerlichen Rechts gem. Art. 74 Nr. 1 GG, teilweise aus der Befugnis zur
Regelung des Rechts der Wirtschaft gem. Art. 74 Nr. 11 GG.

38 LT-Drs. 6/7365, S. 27.
39 LT-Drs. 7/1568 (neu).
40 LT-Drs. 7/1568 (neu), S. 46.
41 LT-Drs. 7/1568 (neu), S. 46.



als in Brandenburg sieht der Gesetzentwurf in Mecklen-
burg-Vorpommern jedoch keine Erstreckung der Ausnah-
mevorschrift auf nicht-çffentliche Stellen vor. Wie oben
beschrieben, ist dies jedoch vor dem Hintergrund der ver-
teilten Gesetzgebungskompetenzen zwischen Bund und
L�ndern konsequent.

V. Zusammenfassung

Vor dem Hintergrund der vorstehenden Ausf�hrungen ist
es zum einen am Bundesgesetzgeber, im Rahmen seiner
Gesetzgebungskompetenz, entsprechende Vorschriften
zum Ausgleich der kollidierenden Grundrechte von Daten-
schutz und Meinungsfreiheit zu schaffen. Hierdurch muss
Rechtssicherheit f�r datenverarbeitende Stellen sicherge-
stellt werden, die gerade nicht als klassische Presse agie-

ren, sondern im Rahmen ihrer T�tigkeit schlicht von ihrem
Grundrecht auf Meinungsfreiheit Gebrauch machen und in
diesem Zusammenhang personenbezogene Daten verar-
beiten.

Zum anderen ist es an den Landesgesetzgebern in den
Landespresse- und Mediengesetzen Regelungen zu finden,
welche es auch Bloggern und B�rgerjournalisten ermçg-
lichen, vom „Medienprivileg“ zu profitieren und nicht den
Vorschriften von Kapitel VIII der DSGVO zu unterfallen.
Entscheidet man sich hier im Rahmen der Selbstregulie-
rung zu einer �bergabe der Aufsicht, weg von den Landes-
datenschutzbeauftragten hin zum Deutschen Presserat, so
muss dieser Weg auch der kleinsten journalistischen Ein-
heit ermçglicht werden, um hier keine Ungleichbehand-
lungen entstehen zu lassen.

Dr. Frederik Ferreau, Kçln*

Das Gebot der Staatsferne und die Bestellung
der Exekutivorgane der Landesmedienanstalten

Die Neubesetzung der Direktorenstelle der rheinland-pf�l-
zischen Landesmedienanstalt besch�ftigt Gerichte und Ge-
setzgeber gleichermaßen. Angesichts dessen untersucht
der Beitrag, inwieweit das rundfunkverfassungsrechtliche
Gebot der Staatsferne den Prozess zur Bestellung der
Exekutivorgane der Landesmedienanstalten steuert. Dabei
wird auch die in einigen Bundesl�ndern vorgesehene Be-
stellung durch die Parlamente einer kritischen W�rdigung
unterzogen.

I. Anlass der Untersuchung

�ffentliche Debatten �ber die (fehlende) Staatsferne der
Medien entz�ndeten sich in den letzten Jahren zumeist an
Vorg�ngen in den çffentlich-rechtlichen Rundfunkanstal-
ten und gipfelten im ZDF-Urteil des BVerfG von 2014.1 In
j�ngster Zeit hat jedoch die Neubesetzung der Direktoren-
stelle der rheinland-pf�lzischen Landeszentrale f�r Medien
und Kommunikation (LMK) die Staatsferne der Aufsicht
�ber private Rundfunk- und Telemedienanbieter in den
Fokus einer breiteren �ffentlichkeit ger�ckt:2 Ohne çf-
fentliche Ausschreibung der Stelle hatte die f�r die Wahl
zust�ndige LMK-Versammlung eine Findungskommissi-
on von geheim gehaltener Zusammensetzung installiert,
welche den ehemaligen nordrhein-westf�lischen Me-
dienstaatssekret�r Marc Jan Eumann als einzigen Kandi-
daten vorschlug. Die Versammlung ließ zwei weitere Be-
werber nicht zur Wahl zu und w�hlte schließlich im De-
zember 2017 den einzigen Kandidaten Eumann – wenn
auch mit knapper Mehrheit – zum neuen Direktor. Antr�ge
der Mitbewerber auf Erlass einer Einstweiligen Anord-
nung gegen die LMK blieben vor dem VG Neustadt a. d.
Weinstraße ohne Erfolg.3 Eine gegen diesen Beschluss
eingelegte Beschwerde eines Mitbewerbers hat das OVG
Rheinland-Pfalz zur�ckgewiesen.4 Anl�sslich des Vor-
gangs ber�t der Landtag von Rheinland-Pfalz �ber eine
�nderung des Landesmediengesetzes.5

II. Die Exekutivorgane in den Landesmedien-
gesetzen

Obwohl Bezeichnung und Zusammensetzung der Organe
teils betr�chtlich variieren, l�sst sich als gemeinsamer Nen-
ner in der Organisationsstruktur aller Landesmedienanstal-
ten das Bestehen eines Hauptorgans sowie eines Exekuti-
vorgans identifizieren. Die meisten Landesmedienanstalten
werden von einem monokratischen Exekutivorgan namens
Pr�sident6 oder Direktor7 geleitet. Daneben existieren auch
als kollektive Exekutivorgane Vorst�nde8 oder, wie inner-
halb der S�chsische Landesmedienanstalt (SLM), ein sach-
verst�ndig besetzter Medienrat (§§ 27 Abs. 3 Nr. 2, 31
Abs. 1 S�chsPRG). Kennzeichnend f�r das Exekutivorgan
sind im Wesentlichen die Aufgaben zum F�hren der Ge-
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* Der Autor ist wissenschaftlicher Mitarbeiter am Institut f�r Medienrecht
und Kommunikationsrecht der Universit�t zu Kçln, Lehrstuhl f�r �ffent-
liches Recht und Medienrecht (Professor Dr. Karl-E. Hain). Mehr �ber den
Autor erfahren Sie auf S. VIII.
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